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ENTWICKLUNGSPOLITIK

Zur künftigen Form 

deutscher Entwicklungsliilfe
Prof. Dr. Karl-Heinz Sohn, Bonn

Die deutsche Entwicklungshilfe hat, so jung 
sie auch ist, ein recht bewegtes, aufregendes 

und an Enttäuschungen nicht gerade armes Leben 
hinter sich. In ihrer gegenwärtigen Gestalt ist 
sie fü r die deutsche Politik ein Novum. Dies g ilt 
sowohl fü r die Art als auch fü r den Umfang der 
Leistungen im Rahmen der Entwicklungshilfe. So 
wurden in dem zurückliegenden Jahrzehnt von 
der Bundesrepublik an insgesamt 97 Länder der 
Dritten Welt ca. 9,8 M rtM Djy[ an Kapitalhilfe so­
wie ca. 2,0 Mrd. DM an Technischer Hilfe gegeben. 
In der gleichen Zelt stieg die Zahl der Entwick­
lungsprojekte von 221 auf 6 040, während den 
rd. 1 400 im Ausland tätigen GAWl-Experten (Ende 
1969) am Anfang des Jahres 1960 erst rd. 120 
Fachkräfte gegenüberstanden. Nicht eingeschlos­
sen in diese Bilanz sind die Leistungen nicht­
staatlicher Institutionen, wie die der politischen 
Stiftungen (Friedrich-Ebert-Stiftung, Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung, Friedrich-Naumann-Stiftung), der 
Kirchen, der Carl Dulsberg-Gesellschaft, der 
Deutschen Stiftung fü r Entwicklungsländer, des 
Deutschen Entwicklungsinstitutes, des Deutschen 
Entwicklungsdienstes und des Deutschen Akade­
mischen Austauschdienstes.

Die Zielsetzung

Art, Qualität und Umfang dieser Leistungen sind 
grundverschieden von dem, was im Rahmen klas­
sischer Außen- oder moderner Außenwirtschafts­
po litik  geboten w ird. Der eigenständige Charakter 
der Entwicklungshilfe läßt diese weder ohne 
Schaden in eines der klassischen Ressorts inte­
grieren noch m it dem traditionellen Instrumen­
tarium bisheriger Politik vergleichen. Vielmehr 
handelt es sich bei der Entwicklungshilfe um eine 
breite Skala spezieller Dienstleistungen, die aus­
schließlich zu dem Zweck angeboten wird, soziale 
und ökonomische Gefälle zwischen Industriestaa­
ten und Entwicklungsländern zu verringern und 
die Entwicklungsländer in ihren eigenen Bemü­
hungen um eine entsprechende sozial-ökonomi- 
sche Entwicklung zu unterstützen.

Es liegt nahe, daß die Besonderheit der Entwick­
lungshilfe besondere Formen der Planung und 
Verwirklichung erfordern mußte. Schon im Jahre 
1957 erteilte das Auswärtige Amt deshalb der 
Garantieabwicklungsgesellschaft GmbH (GAWI), 
einer Tochtergesellschaft der Treuarbeit, den Auf­
trag, als Mandatar der Bundesregierung die Be­
schaffung und den Versand von Material sowie 
den Abschluß von Arbeitsverträgen im Rahmen 
der deutschen Entw icklungshilfe vorzunehmen. 
Die Bundesregierung erkannte richtig, daß Lei­
stungen dieser A rt nicht zum Aufgabenbereich 
eines Ministeriums gehören, sondern einem pri­
vatwirtschaftlich orientierten und kaufmännisch ge­
führten Unternehmen übertragen werden sollten. 
Aber selbst fü r die GAWI — die im Jahre 1964 
ihre Bezeichnung offiz iell änderte und sich heute 
„Deutsche Förderungsgesellschaft fü r Entwick­
lungsländer“ nennt — war diese Aufgabe m it nicht 
geringen Schwierigkeiten verbunden. Wenn man 
bedenkt, daß sie m it zur Zeit 1 400 Fachleuten 
der verschiedensten Art — darunter rd. 390 Fach­
leuten der Land- und Forstwirtschaft einschließ­
lich Tierärzten, 430 Gewerbeschullehrern, mehr 
als 100 Ärzten und sonstigen Fachleuten des 
Gesundheitswesens sowie rd. 250 Experten des 
Informations-, Post- und Fernmeldewesens, des 
Städtebaus, der volkswirtschaftlichen Beratung, 
des Bankwesens usw. — Verträge zu schließen 
hat und für ihren richtigen Einsatz und eine 
vernünftige Auslandsbetreuung sorgen muß, w ird 
die Bedeutung der Aufgabe offensichtlich. Die 
Mandatarfunktion der GAWI bezieht sich auch 
auf die Besdiaffung des gesamten technischen 
Geräts, das im Rahmen der Entwicklungshilfe 
benötigt wird. Sie hat von der Errichtung von 
Krankenhäusern bis hin zur Beschaffung von Dün­
gemitteln, Traktoren, Einrichtungen von Gewerbe­
schulen und anderem mehr alles Gerät anzu­
kaufen, m it dem die Experten arbeiten müssen.

Erstaunliche Erfolge. . .

Angesichts dieses umfassenden Auftrages er­
scheint es eher erstaunlich, w ie reibungslos trotz
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mancher Schwierigkeiten diese Dienstleistungs­
und Beschaffungsfunktion im Rahmen der Ent­
wicklungshilfe erfü llt wurde. Immerhin setzt die 
GAWl z. Zt. 180 Mill. DM jährlich um. Es ist da­
mit zu rechnen, daß sich der Umsatz der GAWl 
bis zum Jahre 1975/76 nahezu verdoppeln wird. 
Das gleiche g ilt fü r die Zahl der unter GAWI- 
Vertrag stehenden Fachleute, welche in den Ent­
wicklungsländern tätig sind. Aufgrund der Re­
gierungserklärungen der jetzigen Bundesregie­
rung wird sich deren Zahl in den nächsten 5-6 
Jahren verdoppeln. Parallel dazu muß sich die 
Qualität dieser Experten stärker den spezifischen
-  und wachsenden — Bedürfnissen der Entwick­
lungsländer anpassen. Es ist offensichtlich, daß
-  nicht zuletzt wegen der in der Bundesrepublik 
herrschenden Tendenz zur Vollbeschäftigung und 
der damit verbundenen Engpässe an qualifiz ier­
tem Fachpersonal — eine langfristige und durch­
dachte Personalplanung die Voraussetzung für 
die Deckung des Bedarfs an Fachleuten fü r die 
entwicklungspolitischen Aufgaben sein wird.

. . .  aber Organisationsverbesserung notwendig

Der von den Industriestaaten geleisteten Entwick­
lungshilfe ist häufig der Vorwurf einer ungenü­
genden Abstimmung m it den Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer gemacht worden. Soweit die­
ser Vorwurf berechtigt ist, lagen die Ursachen 
solcher Fehlleistungen kaum in bewußter Absicht,

fast immer jedoch in mangelhafter Erfahrung oder 
ungenügender Organisation der m it der Entwick­
lungshilfe befaßten Institutionen.

In der Bundesrepublik ist erst in jüngster Zeit 
der Versuch gemacht worden, das Gestrüpp der 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten zu lich­
ten und die Organisation der Entwicklungshilfe 
zu verbessern. Einen ersten Schritt b ildete die 
von dem damaligen Bundesminister Wischnewski 
veranlaßte Errichtung der Bundesstelle für Ent­
wicklungshilfe. Das Bundesministerium fü r w irt­
schaftliche Zusammenarbeit beschäftigte sich in 
den ersten Jahren seines Bestehens nicht nur 
m it der Erarbeitung einer entwicklungspolitischen 
Strategie und den dam it verbundenen politischen 
und administrativen Aufgaben, sondern führte 
eine nicht geringe Zahl von Einzelprojekten — 
vor allem im Bereich der gewerblichen Berufs­
ausbildung in eigener Verantwortung durch. Es 
liegt auf der Hand, daß ein noch so flexibel 
arbeitendes und die Möglichkeiten einer Bundes­
verwaltung bis zur Grenze ausschöpfendes Mini­
sterium überfordert sein muß, Aufgaben dieser 
A rt für längere Zeit und in großem Umfang 
zu leisten, ln Zukunft w ird sich deshalb das 
Bundesministerium fü r wirtschaftliche Zusammen­
arbeit nicht mehr mit der Durchführung der Ent­
wicklungshilfe befassen, sondern die Verantwor­
tung dafür ausschließlich auf die Bundesstelle für 
Entwicklungshilfe und die ih r zugeordnete Deut­
sche Förderungsgesellschaft fü r Entwicklungs-

VEROF FE NTL ICHUNGEN DES HAMB URG ISCHEN WELT-W IR TSCHAFTS-ARCHIV S

COST-BENEFIT-ANALYSE 
UND STAATLICHE AKTIVITÄT
von G . H. Peters

In allen westlichen Industrieländern nehmen die Staatsausgaben einen 
hohen A nte il am Volicseinkommen ein. W ie  aber w ird  darüber ent­
schieden, auf welche konkurrierenden Verwendungsarten die Investi­
tionen au fge te ilt werden? Als ein Verfahren zur Bewertung staatlicher 
Investitionsprogram m e erfreut sich die Gost-Benefit-Analyse einer stei­
genden Aufmerksamkeit. Diese Veröffentlichung in fo rm iert über Er­
fahrungen, d ie  m it der M ethode in G roßbritannien gemacht worden 
sind. G leichzeitig  bietet sie reiches Lehrmaterial, w ie man auch in 
Deutschland das Prioritätenproblem  bei den Staatsausgaben effiz ient 
lösen kann.

92 Seiten, 1968, O ktav, Preis brosch. DM 19,80
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länder (GAWI) übertragen. Das Ministerium !<ann 
sich somit verstärkt den konzeptionellen Aufga­
ben im politischen und administrativen Bereich 
zuvvenden. Dies hat fü r die Organisation des BMZ 
zur Folge, daß sich die Regionalreferate in Zu­
kunft mehr um die Entwicklungsplanung der ein­
zelnen Regionen kümmern werden.

Einbeziehung der nichtstaatiichen Institutionen

Entwicklungshilfe wird in der Bundesrepublik 
nicht nur vom BMZ und den übrigen Ressorts 
der Bundesregierung geleistet. In erheblichem 
Maße liegt die Verantwortung bei nichtstaatlichen 
Institutionen. Soweit diese durch M itarbeiter des 
Bundesministehums für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit in ihren Leitungs- oder Aufsichtsorga­
nen mit dem Ministerium verbunden sind und 
vom BMZ voll finanziert werden, ist die Koordi­
nierung ihrer Arbeit — auch wenn davon bis­
lang erst in Ansätzen gesprochen werden kann — 
relativ einfach. Das g ilt z. B. fü r die Deutsche 
Stiftung für Entwicklungsländer, das Deutsche 
Entw icklungsinstitutr-die Deutsche Entwicklungs­
gesellschaft und den Deutschen Entwicklungs­
dienst. Besondere Formen der Abstimmung ver­
langen jene Institutionen, die zwar zu einem er­
heblichen Teil aus Haushaltsmitteln des BMZ 
finanziert werden, jedoch ihrer Zielsetzung und 
Struktur nach private Organisationen sind. Dazu 
können die Carl Duisburg-Gesellschaft und der 
Deutsche Akademische Austauschdienst gerech­
net werden, ln den Leitungsgremien dieser Orga­
nisationen sind zwar auch Repräsentanten des 
M inisteriums vertreten, sie haben jedoch keiner­
lei Weisungsrechte, sondern sind im wesentli­
chen auf die Überzeugungskraft ihrer Argumente, 
d. h. auf „moral persuasion“ angewiesen.

Kontrollierende Kooperation angestrebt

Im Rahmen der gesamten Entwicklungshilfe neh­
men Kirchen und politische Stiftungen äußerst 
w ichtige Funktionen wahr. Es leuchtet ein, daß 
die Entwicklungshilfeeinrichtungen sowohl der 
katholischen als auch der evangelischen Kirche 
oder auch jene der großen politischen Stiftungen 
nicht m it regierungsamtlicher Entw icklungspolitik 
identifiz iert werden wollen. Ihre Vorstellungen 
vom Inhalt und von der Methode ihrer Arbeit 
unterscheiden sich nicht selten von Jenen, welche 
die Regierung fü r sich in Anspruch nimmt. An­
dererseits bestimmen auch die Einrichtungen der 
Kirchen und der politischen Stiftungen in den 
Entwicklungsländern das Gesamtbild deutscher 
Entwicklungshilfe. Weil zudem auch Kirchen und 
politische Stiftungen in erheblichem Maße öffent­
liche Mittel in Anspruch nehmen, liegt es nahe, 
auch m it ihnen zu einer „konzertierten Aktion“

entw icklungspolitischer Maßnahmen zu kommen. 
Daß dies in anderer Weise als in der Form von 
Weisungen oder auch nur in einer „kontrollieren­
den Kooperation“ geschehen muß, liegt auf der 
Hand.

Das BMZ war in den vergangenen Jahren -  wie 
es scheint, sogar m it einigem Erfolg — darum 
bemüht, sowohl die Kontakte zu den Kirchen und 
den politischen Stiftungen eng und nachbarschaft- 
lich zu gestalten, als auch die von ihnen in den 
Entwicklungsländern (mit öffentlichen Mitteln) 
finanzierten Projekten auf ihre Qualität und ihren 
Erfolg hin zu beobachten. Dennoch ist nicht zu 
verkennen, daß dieser Bereich der Entwicklungs­
hilfe auch künftig ein (verständliches) Eigenleben 
führen und anders beurte ilt werden muß als die 
Planung und Verwirklichung entwicklungspoliti­
scher Maßnahmen amtlicher oder offiziöser In­
stitutionen.

Mehr multilaterale Hilfe

Gestalt und Organisation der deutschen Entwick­
lungshilfe werden danach zu beurteilen sein, ob 
die Effizienz der Leistungen strengen Wertungs­
kriterien genügt. Entw icklungshilfe sollte -  so 
widersprüchlich dies nach dem traditionellen Ver­
ständnis dessen ist, was „H ilfe “ bedeutet — 
langfristig geplant sein und als integrierender 
Bestandteil der Gesamtanstrengungen zur För­
derung einer Region aufgefaßt werden. Es ist 
unter diesem Gesichtspunkt konsequent, die Ent­
w icklungshilfe der Bundesrepublik in Zukunft stär­
ker m ultilateral zu orientieren und m it den An­
strengungen der übrigen Geberländer und inter­
nationaler Institutionen — der Weltbank, der IDA, 
der regionalen Entwicklungsbanken, des UNDP, 
der FAQ, der UNESCO u. a. -  abzustimmen. 
Gleichwohl bliebe genügend Raum fü r bilaterale 
und solche Maßnahmen, welche die besondere 
A rt deutscher Entwicklungshilfe zu demonstrieren 
und die Präsenz der Bundesrepublik in Entwick­
lungsländern darzustellen vermögen.

Poiitilc aus einem GuB

Das BMZ als fü r die Entwicklungshilfe feder­
führendes Ressort der Bundesregierung hat sich 
für die nächsten Jahre zur Aufgabe gemacht, 
ein leistungsfähiges, jederzeit aktuelles und pro­
grammiertes Führungs- und Informationssystem 
aufzubauen, das die Entscheidungshilfe für eine 
„Entw icklungspolitik aus einem Guß“ bildet. An 
seiner Erstellung sind alle im Rahmen der Ent­
w icklungshilfe tätigen Institutionen zu beteiligen. 
Erst die Programmierung der Aufgaben dieser 
Institutionen im Rahmen eines Gesamtkonzepts, 
die Übermittlung der im Verlaufe ihrer Tätigkeit 
anfallenden Daten, deren zentrale Speicherung 
und Auswertung würden die fü r die Entwicklungs-
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Politik verantwortlichen Instanzen der Bundes­
regierung in die Lage versetzen, die Kontrolle 
ihrer langfristigen Strategie vorzunehmen sowie 
den jeweiligen Stand der Projektbearbeitung zu 
erkennen. Ein Führungs- und Informationssystem 
dieser A rt hätte den Vorteil, alternative Strategien 
der Entwicklungshilfe durchspielen und entwick­
lungspolitische Optimierungsmodelle auf ihre Rea­
lisierbarkeit überprüfen zu können.

Entwicklungshilfe w ird auch in der Zukunft nicht 
ohne Spontaneität und ohne das moralische 
Engagement einzelner und gesellschaftlicherGrup- 
pen auskommen können. Angesichts der schwieri­
ger werdenden Probleme tr itt sie jedoch in eine 
zusätzlich rational bestimmte Phase. Dies zu er­
kennen und die Folgerungen daraus zu ziehen, 
wird eine der Aufgaben des kommenden Jahr­
zehnts sein.

Die Bundesrepublik 

als Markt für Entwicklungsländer
Dr. Dietrich Kebschuil, Hamburg

T rotz aller Aid-by-Trade-Forderungen und der 
zahlreichen Konferenzen über die Einführung 

von Handelserleichterungen sieht es um die Ver­
wirklichung der entsprechenden Programme in der 
Praxis nicht gerade gut aus. Der Anteil der Ent­
wicklungsländer am Welthandel geht ständig zu­
rück, und in den meisten Industrieländern zeigen 
die Importe aus den Entwicklungsländern eine 
sinkende Tendenz. Das g ilt nicht zuletzt für die 
Bundesrepublik, die neben Japan zu den außen­
handelsintensivsten Ländern der Welt gehört.

Geringes Handelsvolumen

Diese Außenhandelsverflechtung ist jedoch ziem­
lich einseitig. Denn 71,1%  der Exporte und 
67,7% der Importe werden m it den Ländern der 
EWG, der Kleinen Freihandelszone und mit den 
Vereinigten Staaten abgewickelt. Der Anteil der 
Entwicklungsländer an den Lieferungen von und 
nach Deutschland blieb trotz a ller Förderungs­
maßnahmen äußerst bescheiden. Das stark be­
völkerte Indien, das trotz a ller Fehlschläge in sei­
ner Entwicklungsplanung und immer neuer Schwie­
rigkeiten in einigen Sektoren eine durchaus lei­
stungsfähige Industrie entwickeln konnte, ist am 
gesamten deutschen Import nur m it 0,26%  be­
teiligt. Ein Anteil, der nur dem wesentlich klei­
nerer Länder wie Taiwan, Israel, Malaysia, den 
Philippinen oder Honduras entspricht.

Eine längerfristige Betrachtung zeigt darüber hin­
aus prekäre Stagnationstendenzen. Denn seit 1956 
läßt sich gerade im Export von Indien in die BRD 
kaum ein Fortschritt feststellen. Der indisch­
deutsche Handel — und leider auch die Austausch­
beziehungen m it einer großen Zahl anderer Ent­

wicklungsländer — nehmen mehr und mehr den 
Charakter einer Einbahnstraße an. Denn die Ex­
porte aus der BRD sind im Durchschnitt drei- bis 
viermal so groß wie die entsprechenden Gegen­
lieferungen.

Ist diese Entwicklung nun auf den besonderen 
Charakter des deutschen Marktes, auf die Abnei­
gung deutscher Nachfrager gegenüber Gütern aus 
Entwicklungsländern zurückzuführen? Oder ist es 
für den ausländischen Produzenten in einem Ent­
wicklungsland einfach zu schwierig, auf einem 
Markt Fuß zu fassen, der nicht allein weit entfernt 
ist, sondern der sich auch im Hinblick auf den 
Lebensstandard seiner Bevölkerung vollkommen 
von den heimischen Verhältnissen unterscheidet? 
Viele Fragen, die alle das zentrale Problem der 
exportw illigen Firmen aus Entwicklungsländern 
berühren: Verkaufen in Deutschland.

Wichtiger Konsumgütermarkt

Der deutsche Markt ist -  ähnlich wie die Märkte 
anderer hochentwickelter Industrieländer — so 
vielfältig aufgefächert und gegliedert, daß es be­
sonders schwierig ist, Trends zu erkennen und 
angemessene Strategien fü r den Verkauf auszu­
arbeiten. Das ist wahrscheinlich auch der wich­
tigste Grund dafür, daß ein Verkaufsleitfaden für 
Produzenten aus den weniger entwickelten Län­
dern bisher nicht existiert. Die Abteilung Entwick­
lungspolitik des HWWA hat deshalb in den letzten 
Monaten versucht, diese Lücke durch eine ent­
sprechende Studie zu füllen ’ ).

1) Christian W i l h e l m s ,  Klaus B o e o k : Markt und Mar­
keting In der Bundesrepublik Deutschland -  ein Exportleitfaden 
für Produzenten aus Entwicklungsländern (in Vorbereitung).
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